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Vorwort zur 3. Auflage

Gegenüber der Vorauflage sind einige Aufsätze nicht mehr aufgenommen
oder in ihrer Thematik vollständig neu bearbeitet worden (z. B. „Koptuch“
im Polizeidienst). Ein Beitrag dagegen, der nur in der 1. Auflage enthalten
war („Demokratie und Polizei“), ist hier wieder abgedruckt. Denn er zeigt
angesichts der laufenden Debatte um die Kontrolle der Polizei, wie alt die
Forderung nach unabhängigen Kommissionen, Polizeibeauftragten oder
Beschwerdestellen eigentlich ist. Sie wurde von Martin Möllers und mir in
diesem gemeinsam verfassten Aufsatz schon im Jahr 2000 erhoben. Insge-
samt 14 Beiträge sind hinzugefügt worden, sodass die 3. Auflage wiederum
eine erheblich erweiterte ist. Dadurch hat sich die Gliederung ausdifferen-
ziert (z. B. in Teil IV: „Migrationskrise“ sowie „Polizei und Fremde"), auch
ganz neue Kapitel sind entstanden (Teil I und II) und ihre Reihung ist jetzt
wie folgt:
– Sicherheit und Freiheit im „Ausnahmezustand“
– Sicherheit und offene Gesellschaft
– Neue Sicherheit und „Freund-Feind-Recht“
– Sicherheit, Zuwanderung und Demokratie
– Terrorismus
– (Rechts-)Extremismus und Parteiverbote
– Europäisierung der Sicherheit
– Bundeswehreinsatz „out-of-area“ – und in polizeilichen Lagen
– Internationalisierung der Strafgerichtsbarkeit
Diese gesammelten Studien erstrecken sich über den Zeitraum der zurück-
liegenden 20 Jahre. Dabei ist die ursprüngliche Absicht beibehalten wor-
den, die Analyse jeweils aktueller Staatspraxis mit Zugängen der Staats-
und Politischen Theorie sowie der Ideengeschichte zu verbinden.

RvO, Berlin / Lübeck im August 2020
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Aus dem Vorwort zur 2. Auflage

Die Aufsatzsammlung ist gegenüber der Vorauflage erheblich erweitert
worden. Da sich die Zahl der Beiträge ungefähr verdoppelt hat, wurde die
frühere chronologische Reihung nach Erscheinungsjahr zugunsten einer
systematischen Gliederung geändert.

Die neuen Beiträge beziehen sich zunächst im Wesentlichen auf: die
(verfassungs-) politische Rolle des Bundesverfassungsgericht im Bereich in-
nerer und äußerer Sicherheit einschließlich seines Kurswechsels durch
„kalte“ Grundgesetzänderung bei der „Luftsicherheit“; die Entwicklungen
bei BKA und Bundespolizei angesichts „neuer“ Sicherheit“; die aktuellen
Formen internationaler Strafgerichtsbarkeit.

Ebenfalls neu ist ein Aufsatz über den Begriff der „Politischen Justiz“ bei
Otto Kirchheimer, der die Ausführungen zum „Feindstrafrecht“ ideenge-
schichtlich ergänzt. In zwei Kurzbeiträgen beziehe ich Position zum Versa-
gen der Sicherheitsbehörden beim NSU-Terrorismus und zum wieder auf-
gebrochenen Streit um das NPD-Verbot. Vereinzelt sind Beiträge ergänzt
worden, etwa zum Thema „Bürgeropfer“ und „Grundrecht auf Sicherheit“.

Da ich mich einem liberal-demokratischen Verständnis von „Freiheit
und Sicherheit“ verpflichtet fühle, war mir schließlich die weitere Aufnah-
me des Aufsatzes „Ausländerwahlrecht als Menschenrecht“ besonders
wichtig: Meiner Meinung nach reproduziert die Integrationsdebatte selbst
rechtsextremistisches Denken und die Diskussion um Zuwanderung weist
darüber hinaus eine „Sicherheitsschlagseite“ auf, die dringendst der frei-
heitlichen Korrektur durch Partizipationsrechte bedarf.

RvO, Berlin / Lübeck im März 2013
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Vorwort zur 1. Auflage

Die Öffentliche Sicherheit ist einem rasanten Veränderungsprozess unter-
zogen – und zwar nicht erst seit dem „11. September“. „Neue“ Phänomene
wie „Internationalisierung“ und „Europäisierung“ von innerer Sicherheit
und Strafrecht, Erosion der Trennung von innerer und äußerer Sicherheit,
„Privatisierung“, „Sicherheitsstaat“, „Islamistischer Extremismus“ und
Konzepte des „Freund-Feind-Rechts“ treten neben die bekannten Heraus-
forderungen einer pluralistischen, demokratischen und offenen Gesell-
schaft. Die hier bearbeiteten Aspekte von Staat, Polizei, Recht und „wehr-
hafter Demokratie“ bilden keine Abhandlung im Sinne einer erschöpfen-
den Darstellung der damit aufgeworfenen Spannungsverhältnisse von Frei-
heit und Sicherheit. Als eine Sammlung von Beiträgen der Jahre 2000–
2007 kann es sich vielmehr nur um ein „Patchwork“ handeln, das aktuelle
Entwicklungen in einem weit gespannten Bogen anreißt. Dabei stehen po-
litikwissenschaftliche und staatstheoretische Fragestellungen im Vorder-
grund. Zugleich soll gezeigt werden, dass sich die Politikwissenschaft – in
normativer wie in empirischer Hinsicht – verstärkt mit der Thematik „Öf-
fentliche Sicherheit“ befassen muss und diese nicht weiter dem zumeist
binnenjuristisch und / oder verwaltungsintern geprägten Diskurs überlas-
sen darf.

Die Anordnung der Aufsätze erfolgt in chronologischer Folge ihres Er-
scheinens.

RvO, Berlin / Lübeck im Dezember 2006
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